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SANIERUNGSPROJEKTE

Knappes Nein mit Blick auf Etat
Die Stadt überrascht mit dem Plan,
die 65 Jahre alte Doppelturnhalle
des Goethe-Gymnasiums zu sanie-
ren, weil es eventuell Fördergelder
gibt. Zu unsicher in Zeiten hoher In-
vestitionen, argumentieren die Geg-
ner, die sich knapp durchsetzen.

VON JANNA WERNER

„Mit Zuschüssen allein lassen wir uns
nicht mehr aufs Glatteis führen.“ Vehe-
ment war der Widerstand der Freien Wäh-
ler mit Reinhardt Weiss gegen die energe-
tische Sanierung der Turnhalle des Goe-
the-Gymnasiums am Dragonergässle.
„Wir sind nicht gegen Hallensanierun-
gen“, sagte er im Bauausschuss am Mitt-
woch. Aber angesichts einer Fülle von Sa-
nierungsobjekten, die in den kommenden
Jahren anstünden, sei es unverantwort-
lich, das Projekt für geschätzte neun bis elf
Millionen anzupacken, ohne zu wissen, ob
und wie viel Zuschuss vom Bund komme.
„Vielleicht kommt ja nur eine Million?“

Halle war bisher nicht priorisiert

Mit Verweis auf das Bundesprogramm
„Sanierung kommunaler Einrichtungen in
den Bereichen Sport, Jugend und Kultur“
(siehe unten) hatte die Stadt die energeti-
sche Sanierung der 65 Jahre alten Halle
überraschend zum Beschluss gestellt. Bei
einer im Juli vorgestellten Liste von Sanie-
rungsprojekten, so Matthias Weißer, Leiter
Hochbau und Gebäudewirtschaft, stehe es
auf Platz 5. Das Ranking richte sich nach
dem CO2-Ausstoß. Die Doppelhalle wird
für 2020 mit 123 Kilowattstunden pro
Quadratmeter angegeben.

Nachdem der Bund im Juli das Pro-
gramm ausgerufen habe, so Bürgermeiste-
rin Andrea Schwarz, habe die Verwaltung
„alles in Bewegung gesetzt“, um ein geeig-
netes Projekt zu finden, und mit der Halle
am Dragonergässle gefunden. Die Einrei-
chung müsse bis 23. September erfolgen.

1957 gebaut, ist die Doppelturnhalle am Dragonergässle/Ecke Alleenstraße mit hohem CO2-Ausstoß und hohem Heizungsaufwand eine Umwelt-
schleuder. Die energetische Sanierung inklusive Technik und Aufzug hat jetzt die Verwaltung auf die Tagesordnung gebracht. Foto: Holm Wolschendorf

Damit begründete sie den Vorstoß noch
vor den Haushaltsberatungen. Die erste
Klausur ist in zwei Wochen geplant.

Der Zeitpunkt stieß auch der CDU auf,
die mit Maik Braumann den Reigen der
Verweigerer einläutete. Mit einem Be-
schluss wäre die volle Finanzierung im
Haushalt 2023 eingestellt. „Wir wollen den
Etatberatungen nicht vorgreifen“, sagte er.
Da ginge es um Sanierungen im Umfang
von 300 Millionen Euro, was Weiß als
„Horrorliste“ bezeichnete. Braumann sag-
te, die plötzliche Priorisierung sei den Bür-
gern im Osten, in Poppenweiler oder
Grünbühl nicht zu vermitteln, die seit Jah-
ren auf notwendige Hallen warteten.

FDP-Rätin Stefanie Knecht bekräftigte
das Nein ihrer Fraktion: Der Zustand der
Halle sei seit zehn Jahren schlecht, sagte
sie, und nahm damit die Argumentation
der Stadt aufs Korn, es sei jetzt dringender
Handlungsbedarf geboten. Reinhardt
Weiß brachte die Poppenweiler Halle ins
Spiel, die ebenso dringend einer Sanie-
rung bedürfe, Knecht nannte die Oßweiler
Gemeindehalle, „die stürzt fast ein“.

Bürgermeisterin Schwarz betonte, die
Sanierung habe die Stadt „nicht in Kon-
kurrenz zu anderen Hallen gesehen“.
Transparenz im Umgang mit den Stadträ-
ten hatte sie sich in der Einleitung auf die
Fahnen geschrieben und sprach von ei-
nem „fairen Umgang“, indem man den
Bauausschuss vor dem Förderantrag um
seine Zustimmung fragte. Käme eine Zu-
sage im Januar 2023, würde die Planung
gemacht und vorgestellt. Zunächst sagte
sie: „Wenn man dann sieht, es ist deutlich

teurer“, so Schwarz, hätten die Räte „im-
mer noch die Möglichkeit zu sagen, es ist
zu viel“. Im Verlauf der hartnäckigen Dis-
kussion allerdings bekannte sie, die aus
der Ablehnung folgende Rückgabe der
Fördergelder würde sie „ungern machen“.
Mehr noch: Der Bund wolle sich „absi-
chern, dass Verwaltungen nicht umsonst
Planungen machen“. Das kommentierte
Wilfried Link (CDU) in schwäbisch-direk-
tem Duktus mit Verweis auf verschwende-
te Steuergelder – „das Bauamt“ habe of-
fenbar „so viel Zeit, unnötig zu planen“.

Grüne: Sanierungsstau auflösen

Die Grünen indes stehen voll hinter der
Sanierung. Florian Sorg sprach von einer
freudigen Überraschung: „Wir können es
uns nicht mehr leisten, aus dem Fenster
zu heizen.“ Es gebe einen Sanierungsstau,
„wir müssen heute einen Anfang ma-
chen“. Ein Nein „können wir den Kindern,
die eine Krise nach der anderen durchma-
chen, nicht vermitteln“.

Das Geld, das durch die Förderung mög-
lich sei, dürfe man „nicht in den Wind
schlagen“, so Sorg, und sagte mit Blick auf
die Ratskollegen: „Wo sind denn die För-
dergelder für all die anderen Wunschbau-
ten?“ Grünen-Rätin Christine Knoß schlug
in die gleiche Kerbe: „Wenn sich die Gele-
genheit ergibt, muss man sie am Schopf
packen.“ Adelheid Kainz (Lubu), die eben-
falls mit Ja stimmte, zeigte sich nach der
Zustandsbeschreibung „entsetzt“.

Zwiegespalten war die SPD-Fraktion: Ob
und welche Förderung komme, sei völlig
unklar, so Margit Liepins, und „wir haben

viele Gebäude, die saniert gehören“. Der
Schulsport benötige die Halle zwar, die die
Verwaltung „hier aus der Tasche zieht“,
aber die neue Oststadthalle entlaste in Zu-
kunft. Sie stellte laut die Frage, ob ein
Neubau nicht sinnvoller wäre. SPD-Rat
Dieter Juranek indes erinnerte daran, dass
die Doppelhalle der dritte Abschnitt der
Sanierung des Goethe-Gymnasiums „für
wahnsinniges Geld“ sei und der Abschluss
des Projekts ein „großer Vorteil“ wäre.

Mit fünf Nein-Stimmen von CDU (2),
Freien Wählern (2) und FDP (1) bei fünf
Ja-Stimmen der Grünen (3), Lubu und
Dieter Juranek (SPD) und Enthaltung von
Margit Liepins wurde das Projekt abge-
lehnt, ist aber sicherlich Bestandteil der
anstehenden Etatberatungen.

Nicht nur Freude über steigende Gewerbeeinnahmen
Die Stadt hat 2021 so viel Ge-
werbesteuer eingenommen
wie noch nie zuvor. Ein
Grund zur Freude? Nicht
nur, sagen die Finanzexper-
ten im Rathaus.

Bevor es bald in die Haushalts-
beratungen für das Jahr 2023
geht, stellte die Kämmerei im
Wirtschaftsausschuss kürzlich
den Jahresabschluss der Stadt
Ludwigsburg für 2021 vor. Ob Ge-
werbesteuer, Personalkosten oder
Investitionen: Es gab ein paar
Überraschungen.

■ Die „schwarze Null“ ist mindes-
tens das Ziel, aber die hat die
Stadt für 2021 nicht erreicht. Im
Ergebnishaushalt fehlen 5,29
Millionen Euro, die Stadt hat 2021
also mehr ausgegeben als einge-

nommen. Damit hat die Stadt
nach 2020 (-2,86 Millionen Euro)
das zweite Jahr in Folge Verluste
gemacht. „In Coronazeiten ist das
aber immer noch sehr gut“, so
Jens Klinger vom Fachbereich Fi-
nanzen. Im Haushalt 2021 sei mit
einem Verlust von 29,16 Millionen
Euro geplant worden. Deshalb ist
die Stadt positiv überrascht. „Un-
ser Ziel ist es nicht, mit der Ab-
weichung zu glänzen“, so Käm-
merer Harald Kistler. Zuvor hatte
Grünen-Stadtrat Ulrich Bauer die
Vermutung geäußert, dass die
Stadt beim Planen mit Absicht
schwarzmale, um später bei der
Präsentation zu glänzen. Andere

Städte gleicher Größe
seien genauso positiv
überrascht worden, so
Kistler. Mehrere Stadt-
räte nutzten die Rede-
wendung, die Stadt sei
noch einmal mit einem
blauen Auge davonge-
kommen. SPD-Stadtrat

Daniel O‘Sullivan sah das weniger
positiv: „Es ist trotzdem das größ-
te Minus, das wir je hatten.“

■ Bei der Gewerbesteuer gab es
positive Nachrichten – zumindest
auf den ersten Blick. Jens Klinger
sprach von „einem absoluten
Topergebnis seit Anbeginn der
Zeitrechnung“. 2021 hat die Stadt
mehr als 106 Millionen Euro an
Gewerbesteuer eingenommen.
Geplant war im Haushalt mit
rund 66 Millionen Euro. Doch
dieses Rekordergebnis hat auch
negative Auswirkungen: Sie ist
Basis für die Finanzausgleichbe-
rechnung 2023. Die Stadt Lud-

wigsburg wird also in den nächs-
ten Jahren deutlich mehr Geld ab-
geben müssen. Um diese Verluste
ausgleichen zu können, hat die
Stadt für 2023 neue Rückstellun-
gen in Höhe von 33 Millionen Eu-
ro gebildet. Die Gewerbesteuer
sei 2021 auch wegen der vielen
Coronahilfen so positiv ausgefal-
len, so Reinhardt Weiss (Freie
Wähler). 2023 könne man nicht
wieder mit so hohen Einnahmen
aus der Gewerbesteuer rechnen.
Die Coronahilfen wirkten sich
auch noch auf die Gewerbesteuer
vom laufenden Jahr aus, so Käm-
merer Kistler. Aktuell liege die Ge-
werbesteuerprognose für 2022 so-
gar ein bisschen höher als 2021.

■ Die Personalkosten sind mit
rund 94 Millionen Euro im Ver-
gleich zum Jahr zuvor gesunken.
„Es ist erschreckend“, sagt Kistler.
„Wir haben das erste Mal, seit ich
denken kann, weniger Kosten als
im Vorjahr.“ Das sei kein gutes

Zeichen, sondern zeigt, dass Stel-
len nicht besetzt werden konnten.
„Wir haben das Geld gespart, weil
wir Fachkräfte nicht bekommen
haben, die nötig gewesen wären“,
fasst Edith Klünder (CDU) zusam-
men. Der Fachkräftemangel be-
treffe nicht nur die Kitas, sondern
auch die Verwaltung, so der Stadt-
kämmerer. 200 Stellen seien dort
derzeit unbesetzt.

■ Für Investitionen ist viel weni-
ger ausgezahlt worden als ge-
plant. Angedacht waren rund
zehn Millionen Euro, ausgezahlt
wurden 2021 jedoch nur 1,8 Milli-
onen Euro. „Dadurch haben wir
auch weniger Zuweisungen vom
Land bekommen“, so Jens
Klinger.

■ Auch bei den Baumaßnahmen
wurden 2021 etwa 14,5 Millionen
Euro weniger ausgezahlt als im
Plan getätigt. Grund dafür sind
die Verzögerungen bei mehreren

VON CAROLIN SCHNEIDER

Baumaßnahmen, etwa der Fried-
rich-von-Keller-Schule, dem Bil-
dungszentrum West, dem Radwe-
gebau und dem ZOB. Das Geld ist
jedoch nicht gewonnen, denn die
Auszahlung wird einfach auf das
nächste Jahr verschoben.

■ Die Coronapandemie sorgte für
außerplanmäßige Mehrkosten in
Höhe von knapp 1,2 Millionen
Euro in den Fachbereichen Öf-
fentlichkeitsarbeit und Gremien
sowie Feuerwehr und Katastro-
phenschutz. Das Geld wurde un-
ter anderem für die Anmietung
des Forums für die Gemeinde-
ratssitzungen, für Technik und
Telefonkonferenzen sowie für die
Beschaffung von Hygiene- und
Schutzartikeln ausgegeben. Die
Lücken können durch die Mehr-
erträge bei der Gewerbesteuer ge-
deckt werden. Alle anderen coro-
nabedingten Ausgaben, so Jens
Klinger, wurden aus den Budgets
der Fachbereiche gedeckt.

„Sinkende Per-
sonalkosten
sind ein Zei-
chen für Fach-
kräftemangel.“
Harald Kistler
Kämmerer

BUND

Sanierungsprogramm
Das Bundesprogramm „Sanierung kom-
munaler Einrichtungen in den Bereichen
Sport, Jugend und Kultur“ von 2015
wurde aktuell mit 476 Millionen Euro
ausgestattet. Mit Frist auf 30. Septem-
ber werden insbesondere Schwimm-
und Sporthallen „mit besonderer regio-
naler oder überregionaler Bedeutung“
im Hinblick auf energetische Anpassung
und Barrierefreiheit gefördert. Der Bun-
desanteil liegt zwischen einer und sechs
Millionen Euro, maximal 45 Prozent. ( ja)

SCHLACHTHOFSTRAßE

DB: Container
werden entfernt
Nach der Berichterstattung unse-
rer Zeitung über drei Kleidercon-
tainer in der Schlachthofstra-
ße/Gottlob-Molt-Straße hat die
Deutsche Bahn mitgeteilt, dass
sie die illegalen Behältnisse nun
entfernen lässt. Wie berichtet,
standen die Container schon über
Jahre dort. Weil sie nicht auf öf-
fentlichem Gelände, sondern auf
DB-Areal stehen, hatte die Stadt
sie nicht abgeräumt. Wie Anwoh-
ner berichten, wird dort immer
wieder Müll abgeladen. Ob der
dort liegende alte Kühlschrank
und der Schrank mit der Abräum-
aktion ebenfalls verschwinden,
bleibt abzuwarten. (ja)

Die drei illegalen Exemplare. Foto: ja

FEUERWEHR

Notfallübung im
Breuningerland
Im Breuningerland Ludwigsburg
findet am Freitag, 23. September,
um 9.40 Uhr eine betriebliche
Evakuierungsübung mit Einsatz-
kräften der Feuerwehr statt. Wie
das Unternehmen mitteilt, sei
man gesetzlich dazu verpflichtet,
in regelmäßigen Abständen der-
artige Notfallübungen durchzu-
führen. Zu keinem Zeitpunkt be-
stehe dabei eine reale Gefahr für
die Menschen vor Ort, teilt Mari-
anne Mangold vom Centerma-
nagement mit.

Die Evakuierungszeit umfasst
in der Regel maximal 30 Minuten.
Die Mieter und Dienstleister seien
informiert worden, ebenso die
Rettungsleitstelle sowie die Poli-
zei, um Missverständnisse auszu-
schließen. (red)

� Liste von Projekten
ie Stadt plant zahlreiche Investiti-
onen in Infrastruktur oder Bil-
dung (etwa der ZOB oder das bis

zu 150 Millionen schwere Bildungszent-
rum West). Längst priorisiert wurden die
Sporthallen: Die Oststadthalle für rund
neun Millionen Euro soll 2023 begonnen
werden, danach folgen Oßweil und Pop-
penweiler. Grünbühl steht hinten an. Im
Sommer hat die Stadt zudem eine Liste
mit rund 15 Sanierungsfällen in Sachen
Klima und Energie an öffentlichen Gebäu-
den definiert: Hallen, Schulen, Kitas. Diese
sind nach energetischem Zustand priori-
siert, also dem CO2-Ausstoß. Insgesamt
geht es um 300 Millionen Euro. (ja)

D
BERICHTIGUNG

Beim Bericht zu Café und Physiothe-
rapie im Heilbad ist ein Fehler unter-
laufen. Die Sammlung von 500 Un-
terschriften bezieht sich nicht auf die
Gastronomie, sondern ist ein Protest
von Badegästen gegen die Schlie-
ßung des Heilbads an sich. ( ja)


